
 

 

 

Dezernat, Dienststelle 
II/II/2 
 

Vorlagen-Nummer 

 0748/2023 

Freigabedatum 

 09.03.2023 

Beschlussvorlage zur Behandlung in öffentlicher Sitzung 

Betreff 

Erwerb einer Beteiligung an der PD - Berater der öffentlichen Hand GmbH  

Beschlussorgan 

Rat 

Gremium Datum 

 

Beschluss: 

1. Die Stadt Köln beschließt vorbehaltlich der Nichtbeanstandung durch die Kommunalauf-
sicht, die erforderlichen 25 Mindestgeschäftsanteile zum reduzierten Nominalpreis von 200 
EUR je Geschäftsanteil an der PD - Berater der öffentlichen Hand GmbH zu erwerben und 
beauftragt die Verwaltung, alle im Zusammenhang mit der Beteiligung erforderlichen Verträge 
abzuschließen. 
 
2. Falls sich aufgrund rechtlicher Beanstandungen durch die Urkundspersonen, die Aufsichts-
behörde oder das Registergericht sowie aus steuerlichen oder sonstigen Gründen Änderun-
gen als notwendig und zweckmäßig erweisen, erklärt sich der Rat der Stadt Köln mit diesen 
Änderungen einverstanden, sofern hierdurch der wesentliche Inhalt dieses Beschlusses nicht 
verändert wird.  
 
 
 

Finanzausschuss 20.03.2023 

Rat 23.03.2023 
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Haushaltsmäßige Auswirkungen 

 Nein 

 Ja, investiv Investitionsauszahlungen   5000 € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

 Ja, ergebniswirksam Aufwendungen für die Maßnahme        € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

Jährliche Folgeaufwendungen (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       

a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

c) bilanzielle Abschreibungen         € 

Jährliche Folgeerträge (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       

a) Erträge          € 

b) Erträge aus der Auflösung Sonderposten         € 

Einsparungen: ab Haushaltsjahr:       

a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

Beginn, Dauer        

 
Auswirkungen auf den Klimaschutz 

 
  Nein    

  Ja, positiv (Erläuterung siehe Begründung)  

  Ja, negativ (Erläuterung siehe Begründung)  

 
 

Begründung: 

Der Deutsche Städtetag und der Landkreistag NRW haben per Rundschreiben darüber infor-
miert, dass im Dezember 2016 die bis dato nur mehrheitlich in öffentlichem Gesellschafter-
kreis befindliche „ÖPP Deutschland AG“ in die „PD — Berater der öffentlichen Hand GmbH“ 
umgewandelt worden ist. Seit dem 01.01.2017 liegt die Partnerschaft Deutschland GmbH 
(PD) zu 100 % in den Händen öffentlicher Gesellschafter (Gesellschaftsanteile 77 % Bund, 10 
% Länder, 6 % Kommunen) und wird ausschließlich für die Öffentliche Hand tätig. Die PD hat 
die Funktion einer Öffentlichen Inhouse-Infrastrukturberatungsgesellschaft für Bund, Länder 
und insbesondere Kommunen im Sinne der Vorschläge der BMWi-Expertenkommission „Stär-
kung von Investitionen in Deutschland“. Ihr Angebot erstreckt sich über eine ganzheitliche 
Strategie- und Organisationsberatung sowie die Unterstützung bei der Implementierung kom-
plexer Modernisierungs- und Beschaffungsprojekte der öffentlichen Hand (u.a. Vergabe- und 
Investitionsberatung, Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen etc.). Über den direkten Kauf von 
Anteilen an der PD GmbH besteht die Möglichkeit, eine Inhouse Fähigkeit herzustellen und 
die Gesellschaft ausschreibungsfrei mit Beratungsleistungen sowie Grundlagenarbeiten zu 
beauftragen. Hiervon haben bisher 11 Bundesländer (darunter NRW) sowie 99 kommunale 
Gesellschafter (darunter die kommunalen Spitzenverbände einschließlich des Deutschen 
Städtetages und zahlreiche Großstädte) Gebrauch gemacht (vgl. die als Anlage beigefügte 
Unternehmenspräsentation ab Folie 8). Daher liegt es nahe, dass entsprechend dem inter-
kommunal verstärkt erfolgenden Vorgehen und den zwischenzeitlich vorliegenden mehrjähri-
gen Erfahrungen mit der „neuen“ PD auch von Seiten der Stadt Köln in Betracht gezogen 
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werden sollte, von dem für die öffentliche Hand zugeschnittenen Leistungsportfolio unter Be-
rücksichtigung der spezifischen Expertise der PD Gebrauch zu machen.  

I. Die PD – Berater der öffentlichen Hand GmbH  

1. Beratungsangebot 

Das Beratungsangebot der PD umfasst alle vom Gesellschafter nachgefragten Beratungs-, 
Management- und Unterstützungsleistungen, insbesondere  

• Strategieberatung,  

• Organisationsberatung,  

• Großprojektemanagement,  

• Steuerung von Vergabeverfahren und Projekten,  

• Investitionsberatung,  

• Schulungs- und Qualifizierungsmaßnahmen sowie  

• Mediation  

in den Bereichen Verwaltungsmodernisierung, öffentliche IT, Immobilien/Infrastruktur und Ge-
sundheitswesen. 

 

Das Ziel der PD – Berater der öffentlichen Hand GmbH („PD“) ist, eine moderne und stabile 

Verwaltungsarbeit zu unterstützen. Hierzu gehört es, öffentliche Investitionen anzubahnen und 
deren Umsetzung zu begleiten sowie strategische Konzepte und nachhaltige Handlungsoptio-
nen zu entwickeln. Gestützt auf die Beratungstätigkeit seit 2009 ausschließlich für die öffentli-
che Hand verfügt die PD über umfangreiche Erfahrungen in der strategischen sowie Projekt-
beratung öffentlicher Auftraggeber. Dabei bietet die PD neben der umfangreich aufgebauten 
Expertise zu Kooperationsmodellen Beratung in allen Phasen eines Projektlebenszyklus so-
wie mit differenzierten Schwerpunkten nach Tätigkeitsfeldern an. Damit ist für die vielfältigen 
Herausforderungen, denen die öffentliche Verwaltung heute gegenübersteht, ein umfangrei-
ches Beratungsangebot geschaffen. 

Die PD steht ausdrücklich für eine ergebnisoffene Prüfung unabhängig vom gewählten Be-
schaffungs- bzw. Realisierungsansatz, die ausschließlich im wirtschaftlichen Interesse des 
öffentlichen Auftraggebers erfolgt.  

Ein besonderer Schwerpunkt ist dabei ein flächendeckendes variantenneutrales Beratungs-
angebot zu allen Beschaffungsvarianten gerade für Kommunen über den kompletten Pro-
jektzyklus von öffentlichen Investitionsvorhaben. Dabei nimmt die Durchführung von Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen, Variantenvergleichen, Eignungstests und Machbarkeitsunter-
suchungen und der strategischen und organisatorischen Beratung für Investitionsvorhaben 
aller Art eine besondere Bedeutung ein. Neben der Beratung soll auch die unmittelbare Schu-
lung von kommunalen Anwendern weiter ausgebaut werden, mit dem Ziel, dass diese eigen-
ständig die erforderlichen Verfahrensschritte durchführen bzw. ggf. erforderliche weitere ex-
terne Planungs- und Beratungsleistungen beschaffen können. In Zusammenarbeit mit ausge-
wählten technischen Rahmenvertragspartnern soll die PD darüber hinaus flächendeckend in 
Deutschland Projektplaner, Projektmanager und Projektsteuerer anbieten, die die Wirtschaft-
lichkeit von Projektansätzen und Beschaffungsalternativen mittels fortzuentwickelnder Re-
chenmodelle für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen umfassend vergleichen und beurteilen 
können. 

Im Bereich Bau und Infrastruktur baut die PD die vorhandene Kompetenz in der wirtschaftlich 
effizienten Strukturierung und Steuerung von Hochbau- und vergleichbaren Infrastrukturbe-
schaffungen auf allen staatlichen Ebenen weiter aus. Die Beratung soll dabei alle Realisie-
rungsvarianten umfassen und den Lebenszyklus von Investitionen in den Fokus nehmen.  

Ein weiterer Aufgabenschwerpunkt der PD sind Beratungsleistungen zu IT-Dienstleistungen 
sowie die Strategie- und Organisationsberatung für die gesamte öffentliche Verwaltung bei 
anspruchsvollen Veränderungsprojekten und der Verwaltungsmodernisierung. Ausgehend von 
einer vorgelagerten Strategieberatung umfasst dies sowohl die Konzeption und Umsetzung 
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von Organisationsmodellen als auch strategische Sourcing-Konzeptionen.  

 

2. Struktur der PD 

Gesellschafter der PD dürfen nach dem Gesellschaftsvertrag nur öffentliche Auftraggeber im 
Sinne des § 99 Nr. 1 bis 3 GWB sein. Die Struktur der PD wurde speziell so ausgestaltet, 
dass alle Gesellschafter die PD ohne öffentliche Ausschreibung des Auftrages im Wege eines 
vergaberechtlich privilegierten Inhouse-Geschäfts beauftragen können.  

Hierzu wurden die sich aus § 108 GWB ergebenden Grundsätze für eine Inhouse-
Beauftragung bei der Konzeptionierung der PD berücksichtigt. So ist durch den Gesellschafts-
vertrag und die Gesellschaftervereinbarung insbesondere dafür Sorge getragen, dass die für 
die Erfüllung des Inhouse-Tatbestands erforderliche Kontrolle der PD durch alle an ihr beteilig-
ten Gesellschafter im Sinne des § 108 Abs. 4 Nr. 1 „gemeinsam“ ausgeübt wird. Kein Gesell-
schafter hat eine derart hervorgehobene Stellung inne, die es ihm erlaubt, die PD allein zu 
kontrollieren.  

Neben der Geschäftsführung und der Gesellschafterversammlung sieht der Gesellschaftsver-
trag als weiteres Organ der PD einen obligatorischen Aufsichtsrat vor, dessen Zusammenset-
zung sowie dessen Rechte und Pflichten sich nach den Vorschriften des Drittelbeteiligungs-
gesetzes in seiner jeweiligen Fassung, den danach anzuwendenden Vorschriften des Aktien-
gesetzes und nach den Vorschriften des Gesellschaftsvertrags bestimmen. Durch die Gesell-
schaftervereinbarung ist sichergestellt, dass allen fünf Gesellschaftergruppen ((1) Bund, (2) 
Länder, (3) Kommunen, (4) öffentlich-rechtliche Körperschaften, (5) Sonstige Öffentliche Auf-
traggeber) im Hinblick auf die von der Gesellschafterversammlung zu wählenden Aufsichts-
ratsmitglieder jeweils mindestens ein Vorschlagsrecht zusteht (vgl. im Einzelnen den als Anla-
ge beigefügten Gesellschaftsvertrag sowie die als Anlage beigefügte Gesellschaftervereinba-
rung). Insofern sind letztlich alle an der PD als unmittelbare Gesellschafter beteiligten öffentli-
chen Auftraggeber – über Vertreter der jeweiligen Gesellschaftergruppen – im Aufsichtsrat 
vertreten. 

Über die Gesellschafterversammlung steht den Gesellschaftern der PD gegenüber der Ge-
schäftsführung der PD ein umfassendes Weisungsrecht zu. Darüber hinaus verfügt die Ge-
sellschafterversammlung gegenüber dem Aufsichtsrat sowohl über die Kompetenz, für be-
stimmte Geschäfte der Geschäftsführung bestehende Zustimmungsvorbehalte an sich zu zie-
hen als auch bestimmte – nach dem Gesellschaftsvertrag grundsätzlich dem Aufsichtsrat zu-
stehende – Kompetenzen an sich ziehen.  

Die PD wird umfassend geprüft. Hierfür ist im Gesellschaftsvertrag sichergestellt, dass der 
Jahresabschluss nebst Lagebericht nach den Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuches für große Kapitalgesellschaften aufgestellt und geprüft wird. Die PD unterliegt 
zudem dem Public Corporate Governance Codex (PCGK) des Bundes. Im Rahmen der Ab-
schlussprüfung erfolgt auch die erweiterte Prüfung nach § 53 HGrG. Dem Bundesrechnungs-
hof sind nach § 24 Abs. 2 des Gesellschaftsvertrags die Befugnisse nach § 54 HGrG einge-
räumt worden. D.h. der Bundesrechnungshof hat das Recht, sich im Rahmen seiner Prüfun-
gen nach § 44 HGrG zur Klärung von Fragen bei dem Unternehmen unmittelbar zu unterrich-
ten und zu diesem Zweck den Betrieb, die Bücher und die Schriften des Unternehmens einzu-
sehen. Dadurch ist eine sorgfältige und umfassende Prüfung der Ordnungsgemäßheit der 
Geschäftsführung sichergestellt. Prüfrechte anderer Rechnungsprüfungsbehörden sind daher 
nicht vorgesehen. 

II. Die Beteiligung an der PD 

Mit dem Erwerb der Geschäftsanteile erlangt die Stadt Köln die Stellung eines unmittelbaren 
Gesellschafters der PD mit allen gesellschaftsrechtlichen Rechten und Pflichten.  

Der Erwerb der Geschäftsanteile erfolgt durch notariellen Geschäftsanteilskauf- und -abtre-
tungsvertrag. 

Die Kosten der Beteiligung belaufen sich auf 200,00 EUR pro Geschäftsanteil d.h. vorliegend 
insgesamt in Höhe von 5000 EUR.  

Es handelt sich um so genannte „gestrippte“ Anteile: D.h, mit diesem Vertrags- und Preismo-
dell trägt der Erwerber kein Kapitalausfallrisiko und kann durch die mit den übertragenen Ge-
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sellschaftsanteilen verbundenen Verwaltungs- und Kontrollrechte der PD Aufträge im Wege 
einer Inhouse-Vergabe erteilen, partizipiert aber nicht an dem wirtschaftlichen Erfolg oder 
Misserfolg der PD.  

III. Die Beauftragung der PD  

Im Falle einer möglichen (aber nicht zwingenden) späteren Beauftragung der PD durch ihre 
Gesellschafter erfolgt diese auf zivilvertraglicher Basis. Die Rahmenbedingungen der Beauf-
tragung, insbesondere die Preise, sind in einer Eckpunktevereinbarung für alle Gesellschafter 
gleich festgelegt. Soweit die PD Dritte mit der Erbringung von Leistungen unterbeauftragen 
will, hat sie die Stadt als Auftraggeberin gemäß der Eckpunktevereinbarung hierauf vorher 
hinzuweisen. Der Stadt kann sich im Einzelauftrag vorbehalten, die Beauftragung von Unter-
auftragnehmern durch die PD jeweils nur mit ihrer ausdrücklichen Zustimmung zuzulassen. 
Die Verwaltung beabsichtigt, von diesem Vorbehaltsrecht Gebrauch zu machen.  

IV. Vorteile einer Beteiligung an der PD 

1. Ausschreibungsfreie Beauftragung der PD  

Die Gesellschafter der PD können die PD im Rahmen eines vergaberechtlich privilegierten 
Inhouse-Geschäfts beauftragen.  

2. Flexible Beauftragung 

Die Gesellschafter sind bei der Beauftragung nicht – wie bei einer Ausschreibung – auf den 
ausgeschriebenen Leistungsumfang beschränkt. Der Gesellschafter kann als Auftraggeber 
vielmehr flexibel und schnell einen Auftrag mit der PD vereinbaren und diesen in Abstimmung 
mit der PD im weiteren Verlauf des Projekts an seine Bedürfnisse anpassen.  

3. Spezialisierung auf die Beratung der öffentlichen Hand 

Die PD ist ausschließlich für die öffentliche Hand und zu weit mehr als 80 Prozent für ihren 
Gesellschafterkreis tätig. Dies vermeidet Interessenkonflikte zu anderen Beratungsmandaten 
und stellt einen großen Erfahrungsschatz bezüglich den speziellen Anforderungen öffentlicher 
Auftraggeber sicher. Aufgabe der PD ist die Beratung ausschließlich im Interesse der öffentli-
chen Hand 

V. Kommunalrechtliche Hinweise 

Der Anteilserwerb ist gemäß § 115 der Gemeindeordnung der Kommunalaufsicht vorab anzu-
zeigen. 

 VI. Finanzierung 

Die Finanzierung des Erwerb des Geschäftsanteils in Höhe von 5.000 € erfolgt im Teilfinanz-
plan 1601 – Allgemeine Finanzwirtschaft – in Teilfinanzplanzeile 10 – Auszahlungen für den 
Erwerb von Finanzanlagen. 

 

 

 

Anlagen 
 
Anlage 1 Gesellschaftsvertrag 
 
Anlage 2 Gesellschaftervereinbarung 
 
Anlage 3 Unternehmenspräsentation 
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